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Mehr Spielraum
für Gartenbeizen
Stadt Bern In der Stadt Bern gel-
ten seit 1. Februarneue Leitlinien
fürdie Gestaltung.Mit der zuneh-
menden «Mediterranisierung»
sei auch eine flexiblere Gestal-
tung der Gastro-Aussenflächen
gefragt – etwamit Bistrotischen,
Stehtischen oder Lounge-Mö-
beln, wie der Gemeinderat mit-
teilte. Neu dürfen Gastrobetrei-
ber auf den bewilligten Aussen-
flächen zum Beispiel eine
Buffetanlage betreiben oderBar-
Elemente aufstellen. (sda)

Bewaffneter Überfall auf
Tankstellen-Shop
Urtenen-Schönbühl Beute in unbe-
kannter Höhe haben am Mitt-
wochabend zwei Räuber in
Schönbühl gemacht. Die beiden
vermummten Männer bedroh-
ten die Angestellten eines Tank-
stellenshops an der Sandstrasse
mit einer Faustfeuerwaffe. Mit
dem erbeuteten Bargeld ergrif-
fen sie die Flucht zu Fuss,wie die
Polizei gestern mitteilte. Sie er-
liess einen Zeugenaufruf. (sda)

Polizei fasst 20Hockey-
Fans nach Krawallen
Biel 20 Eishockey-Fans werden
sich nach Ausschreitungen in
Biel vor der Justiz verantworten
müssen. Einen Monat nach den
Krawallen wurden sie am Mitt-
woch bei einer koordiniertenAk-
tion der Kantonspolizeien Bern,
Neuenburg undWaadt gefasst.
Das teilte die Regionale Staats-
anwaltschaft in Biel gesternmit.
Zu den Krawallen war es am
Rand des Spiels zwischen dem
EHC Biel und demHC Lausanne
am 3. Januar in Biel gekommen.
Lausanner Fans sollen damals
die Konfrontationmit Bielern ge-
sucht haben. Zwei Personenwur-
den verletzt. Die Polizei setzte
Gummischrot ein. (sda)

Detonationen: Polizei
löst Rätsel
Biel Das Rätsel um eine Reihe
von Detonationen im Januar in
Biel ist gelöst. Die Polizei hat
zwei Schweizer im Alter von 29
und 40 Jahren gefasst, die verbo-
tene Petarden gezündet haben
sollen. Das teilte die Regionale
Staatsanwaltschaft Berner Jura-
Seeland gestern mit. Die letzte
Detonationwar amvergangenen
Freitag kurz nach 4.40Uhr in der
Innenstadt zu hören. Eine Poli-
zeipatrouille hielt kurz darauf
zwei Männer an. Diese gestan-
den, gesetzeswidrige Petarden
gezündet zu haben. Der eine
Mann gab auch zu, an rund zehn
weiteren Detonationen beteiligt
gewesen zu sein, die im Lauf des
Monats in Biel zu hören gewesen
waren. (sda)

18Millionen für
Schul-Sanierung
Biel Für 18,35Millionen Franken
will der Bieler Gemeinderat die
Schulanlage Dufour sanieren.
Das historische Gebäude ist zum
Teil über 500 Jahre alt und steht
unter Schutz. Der Stadtrat ent-
scheidet am 20. Februar. Das
letzteWort haben am 17. Mai die
Stimmberechtigten,wie die Stadt
Biel am Dienstag mitteilte. Die
Bausubstanz ist laut Gemeinde-
rat grundsätzlich in einem guten
Zustand, sodass der Erhalt mit
einer massvollen Sanierung
möglich sei. Sagt dasVolk Ja, soll
die Sanierung im Frühling 2021
begonnen und im August 2022
abgeschlossen werden. (sda)

Nachrichten

Im Kanton Bern sind mehr Ge-
meinden von verunreinigtem
Grund- und Trinkwasser betrof-
fen als bisher angenommen. Bei
über50Gemeinden ist derGrenz-
wert derRückständevonChlorot-
halonil im Trinkwasser zu hoch,
wie die «BernerZeitung» gestern
berichtete.Demnach trinkenüber
178000EinwohnerinnenundEin-
wohner des Kantons Bern belas-
tetesWasser. DerKanton hat nun
aufgrunddesÖffentlichkeitsprin-
zips dieWerte präsentiert.

Handlungsbedarf erkannt
Beim Informationsverhalten von
behördlicherSeite fehlte es jedoch
lange an Transparenz. Wer sich
bisher bei seiner Gemeinde über
die Qualität desTrinkwassers in-
formieren wollte, erhielt oft we-
nig bis gar keine Angaben, wie
eine «Bund»-Recherche zeigte.
Auf denWebsitesvonGemeinden
waren veraltete Informationen
aufgeschaltet. Verschiedene Ins-
titutionen sehennunHandlungs-

bedarf und fordern in Zukunft
mehrKlarheit von denBehörden.

«DerKanton und die Gemein-
den sollen transparenterüberdie
Chlorothalonil-Rückstände im
Trinkwasser informieren», sagt
Sara Stalder, Geschäftsleiterin
vom Schweizer Konsumenten-
schutz.Vorallemdarüber,welche
Massnahmen die Behörden nun
ergreifen wollen, um das Trink-
wasserwiedervon denMetaboli-
ten zu befreien. Stalder fordert
aber nicht nur Massnahmen bei
Chlorothalonil, sondern auch bei
anderen Pestiziden. Die Schweiz
solle grundsätzlich schnellerhan-
deln: «Wenndie EUPestizide aus
Gesundheitsgründen verbietet,
soll die Schweiz nicht zaudern,
indemsie selbernoch Studien er-
stellt undUntersuchungendurch-
führt, sondern das Mittel umge-
hend auch als schädlich einstu-
fen und verbieten.»

Auch der Berner Bauernver-
band will nicht untätig bleiben.
«Kein weiteres Chlorothalonil

sollte mehr in die Umwelt gelan-
gen», sagt Hans Jörg Rüegsegger,
Präsident desBernerBauern-Ver-
bandes (BEBV). Eine konkrete
Massnahme, dass weniger «ge-
fährlicheWirkstoffe» ins Grund-
und danach ins Trinkwasser ge-
langten, sei, das vom Berner
Bauernverband und dem Kanton
lancierte Pflanzenschutzprojekt
voranzutreiben, so Rüegsegger.

Fokus auf andere Pestizide
Gelassener sieht es Daniel Bich-
sel, Präsident vomVerband Ber-
nischer Gemeinden (VBG). Es
solle zwar klar informiert, aber
nicht unnötig Angst geschürt
werden. Auch er findet konkrete
Massnahmenwichtig.Die Behör-
den sollten aber aufhören, sich
gegenseitig die Schuld zuzu-
schieben, sondern gemeinsam
Lösungen finden. Er sei jedoch
positiv gestimmt für die Zukunft:
«Mit dem Verbot auf nationaler
Ebene von Chlorothalonil ist ein
wichtiger Schritt getan.»

Das ist für Nationalrat Kilian
Baumann (Grüne) zu wenig.
«Nicht nur Chlorothalonil, son-
dern auch andere Pestizidemüs-
sen verboten oder zumindest
eingeschränkt werden», sagt er.
Diesbezüglich sei die Agrarpoli-
tik des Bundesrates ab 2022weg-
weisend für die Zukunft. Auch
dieTrinkwasser-Initiative sei ein
Anstoss in die richtige Richtung.
Die Initiative fordert, dass die
Subventionen an die Landwirt-
schaft nur für Bewirtschaftungs-
weisen ausgerichtet werden,
welche die Gesundheit und die
Umwelt nicht gefährden und das
Trinkwasser nicht verschmut-
zen. Baumann spricht auch als
Bio-Bauer: «Pestizide imGetrei-
debau einzusetzen, ist blödsin-
nig finanzierte Umweltver-
schmutzung.»

Céline Rüttimann

Liste der betroffenen Gemeinden:
trinkwasser.derbund.ch

Konsumentenschutz rügt bernische Intransparenz
Ein Chlorothalonil-Verbot genüge nicht, findet der grüne Nationalrat Kilian Baumann.

Noah Fend

HerrDeflorin, bisher gehtman
von 50 Gemeinden und rund
180000 Personen aus, die
belastetesWasser trinken.
Werden es nochmehr?
Um das zu wissen, müsste man
überall zuerstMessungen durch-
führen. Die nun publizierten
Daten beinhalten nur die amtli-
chen Stichproben des Kantons.
Die Proben, die die Gemeinden
und Wasserversorger selbst ge-
macht haben, sind nicht aufge-
führt. Ich weiss aber, dass es
noch mehr Gemeinden gibt, bei
deren Messungen der Höchst-
wert überschrittenwurde. Diese
stehen mit uns in Kontakt.

Warumwurden dieseMessun-
gen nicht veröffentlicht?
Das dürfenwir als Kanton nicht.
Gemäss Lebensmittelgesetz ste-
hen wir unter Schweigepflicht.

Wer ist Schuld am Schadstoff
imWasser?
Die Landwirtschaft hat den
Schadstoff ausgetragen. Es greift
aber zu kurz, den Bauern die
Schuld zu geben. Sie haben ein
bewilligtes und legales Pflanzen-
schutzmittel angewendet.

Was ist daran genau schädlich?
Bei Chlorothalonil-Metaboliten
kann nicht ausgeschlossenwer-
den, dass sie krebserregend sind.
Man spricht von einermöglicher-
weise genotoxischen Substanz.
Das heisst, es kann zu Mutatio-
nen kommen, die zu Krebsge-
schwüren führen können.

Trotzdem sagen Sie, der Kon-
sumvonTrinkwasser sei im
ganzen Kanton unbedenklich.
Warum?
Wir trinken dasselbe Wasser seit
30 Jahren. Nun, da man um den
überschrittenen Höchstwert
weiss, ist man verunsichert. Das
ist verständlich. Der Höchstwert,
der an einigen Orten überschrit-
ten wird, ist mit 0,1 Mikrogramm
proLiteraberbewusst sehrtief an-
gesetzt.ZumVergleich:Kartoffeln
dürfen pro Kilogramm 50Mikro-
gramm Chlorothalonil enthalten,
Erdbeerengar5000undStangen-
sellerie 10000. Diese Lebensmit-
tel essenwir bedenkenlos.

Warum ist derHöchstwert so
tief?
Wirwollen unserem sehr saube-
ren Trinkwasser, auf das wir zu
Recht stolz sind, Sorge tragen
und eine hohe Qualität wahren.

Bisher kommunizierte der
Kanton zurückhaltend. Das ist
nicht gerade vertrauenerwe-
ckend.
Wasser untersteht dem Lebens-
mittelgesetz des Bundes, das uns
wie gesagt unter Schweigepflicht
stellt. Ich darf über amtliche Kon-
trollen keine Auskunft geben.

Die Gemeinden undWasserver-
sorger, die Kontrollen durch-
führen, aber schon.
Ja, als Kanton haben wir ihnen
auch nahegelegt, aktiv zu kom-
munizieren. Einige haben das
gemacht und Messergebnisse
online publiziert, andere nicht.

Was tut der Kanton jetzt?
Er steht Gemeinden undWasser-
versorgern zur Seite,wenn es da-

«Wir trinken dasWasser seit 30 Jahren»
Trinkwasser Die vom Kanton publizierten Zahlen zummit Chlorothalonil belasteten Grundwasser zeigen nicht die
ganzeWahrheit: Die Proben der Gemeinden seien nicht aufgeführt, sagt Kantonschemiker Otmar Deflorin.

Aus dem Wasserhahn kommen auch Altlasten: Das verbotene Fungizid Chlorothalonil ist verbreiteter als angenommen. Foto: Marc Dahinden

rum geht, kurz- und langfristige
Massnahmen zur Verbesserung
derWasserqualität zu ergreifen.
Es ist wichtig, überlegt zu han-
deln. Dazu braucht es etwas Zeit
und das nötige Vertrauen in die
Behörden.

Was können die Gemeinden
kurzfristig tun?
Sie können Wasser aus belaste-
ten Quellenmitweniger belaste-
tem Wasser mischen, damit der
Chlorothalonil-Anteil möglichst
unter den Höchstwert sinkt.

Ist das überall möglich?
Nein. Zum Teil gibt es schlicht
keine nahegelegenen Alternati-
ven. Hier versucht der Kanton

eine überregionale Vernetzung
verschiedenerGemeinden zu for-
cieren, um eine Wasserversor-
gung sicherzustellen. Es wäre
sinnvoll, pro Region eineWasser-
fassung zu haben, die nicht aus
Grund-, sondern zum Beispiel
aus Quellwasser gespeist wird.

Wird dasWasser im Kanton
Bern jemalswieder ganz rein
sein?

Ja, mindestens so, dass die Be-
lastung unter dem Höchstwert
liegt.

Wie lange dauert das?
Das ist sehr schwierig zu sagen,
weil es nicht nurvomStoff selbst,
sondern auch von vielen lokalen
Begebenheiten abhängig ist,wie
etwa derBodeneigenschaften.An
einigenOrten kann sich derWert
innert Jahren normalisieren, an
anderenOrten dauert eswomög-
lich Jahrzehnte.

Der Kanton Bern hat das
schweizweite Chlorothalonil-
Verbot angeregt. Ist er denn
auch stärker belastet als andere
Kantone?

Der Kanton Bern ist wohl ähn-
lich stark betroffen wie andere
Kantone imMittelland, in denen
es viel Ackerbau gibt.

Werden in Zukunftweitere
Wirkstoffe verboten?
Es ist gut möglich, dass in den
nächsten Jahren neue Höchst-
werte für andere Pestizide fest-
gelegt werden, nach denen wir
uns richten müssen.

Wer steht nun in derVerant-
wortung?
Gefragt sind nun in erster Linie
die Gemeinden und Wasserver-
sorger. Sie müssen messen und
bei Bedarf Massnahmen treffen
und Lösungen finden.

Otmar Deflorin
Kantonschemiker


